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Zur Beschäftigung älterer Arbeitnehmer in Westdeutschland 
Qualitative und quantitative Aspekte 

Edeltraud Hoffmann* 

Die vorliegende Untersuchung setzt die Reihe von Veröffentlichungen des IAB zum Problemkreis Ruhestandsgrenze und 
Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer fort. Sie liefert insbesondere Daten zur Verteilung älterer Arbeitnehmer nach 
Betriebsgrößenklassen, Wirtschaftszweigen, Stellung im Beruf/Ausbildung und zeigt – soweit möglich – zukünftige 
Perspektiven auf. 
Datenbasis ist die Statistik der Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, die ca. 75 % der Erwerbstätigen erfaßt: 
- Rund 70 % der 50jährigen und älteren Arbeitnehmer waren 1991 in Klein- und Mittelbetrieben beschäftigt (mit l bis 9 

bzw. 10 bis u. 500 Beschäftigten), 30 % in größeren Betrieben und in Großbetrieben (mit 500 bis u. 5000 bzw. ab 5000 
Beschäftigten). 

- Ein Vergleich 1980/1991 zeigt, daß in größeren Betrieben und in Großbetrieben der „Alterungsprozeß“ offensichtlich 
weniger stark ausgeprägt war als in Klein- und Mittelbetrieben. 

- Die meisten Branchen des Warenproduzierenden Gewerbes weisen überdurchschnittlich hohe Anteile Älterer auf; in den 
meisten Dienstleistungszweigen sind Ältere unterrepräsentiert. Nach den jüngsten Projektionen zum sektoralen Arbeits-
kräftebedarf zeichnen sich jedoch gerade im Dienstleistungssektor (mit Ausnahme von Handel, Post, Bahn) gute 
Beschäftigungsaussichten ab, während in vielen Branchen des Warenproduzierenden Gewerbes starke Beschäftigungsverluste 
zu befürchten sind. 

- Generell gilt, daß ältere Beschäftigte insgesamt geringer qualifziert sind als die jüngeren. Allerdings sind überdurch-
schnittlich viele von ihnen als Facharbeiter oder Meister tätig. Hier spiegeln sich hauptsächlich die Bildungsanforderungen 
zur Zeit ihres Berufseintritts wider. 

- Nach den IAB/Prognos-Projektionen zur Arbeitslandschaft bis 2010 steigt der Anteil höher qualifizierter Tätigkeiten, 
während der Anteil einfacher oder Hilfstätigkeiten stark sinkt. Die Alternative, ältere und leistungsgeminderte Mitarbeiter 
auf Arbeitsplätzen mit einfachen Tätigkeiten weiterzubeschäftigen, wird demnach erheblich eingeschränkt. 

Mit der Rentenreform von 1992 ist ein erster Schritt getan, die Lebensarbeitszeit wieder zu verlängern. Das Teilrentenmo-
dell könnte den „gleitenden Ruhestand“ (Teilzeitarbeitsplatz und Teilrente) fördern. Dies erfordert allerdings eine 
kontinuierliche berufliche Fortbildung – auch für ältere Mitarbeiter – in den Betrieben, die Förderung von Bildungsmaßnah-
men im Rahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik (auch in Form überbetrieblicher Einrichtungen) sowie ein ausreichendes 
Angebot attraktiver Teilzeitarbeitsplätze. 

Gliederung 
1 Ziel der Untersuchung 

2 Die Situation Älterer zwischen Erwerbsleben und Ruhe-
stand 

3 Methodische Anmerkungen 
 

3.1 Abgrenzung des Personenkreises der „Älteren“ 
3.2 Datenbasis 

4 Verteilung der älteren Arbeitnehmer 
4.1 Beschäftigte nach Betriebsgrößen 
4.2 Altersstruktur der Beschäftigten nach Betriebsgrö-

ßen 
4.3 Ältere Beschäftigte nach Wirtschaftszweigen 
4.4 Stellung im Beruf und Ausbildung der Beschäftigten 

 

5 Beschäftigungsaussichten Älterer 

6 Mögliche Auswirkungen der Rentenreform 1992 

7 Folgerungen für die Beschäftigungssicherung Älterer 

Tabellenanhang 

l Ziel der Untersuchung 
Gegenwärtig wird die Erwerbsarbeit Älterer, besonders 
älterer Arbeitnehmer, unter verschiedenen, manchmal 
widersprüchlich erscheinenden Aspekten diskutiert. 

Im Vordergrund stehen wegen der problematischen 
Arbeitsmarktlage Überlegungen und Vorschläge, die 
Altersgrenze für den vorgezogenen Ruhestand noch weiter 
zu senken, um den Arbeitsmarkt rasch zu entlasten. 

Gleichzeitig wird aber auch die Forderung erhoben, die 
Lebensarbeitszeit zumindest mittelfristig wieder zu verlän-
gern. Wegen der gesunkenen Geburtenziffern wären 
andernfalls die Renten nicht mehr finanzierbar; zumal, 
wenn eine noch wachsende Zahl Älterer vorzeitig aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden würde. Deshalb werden nach 
dem Rentenreformgesetz 1992 vom Jahr 2001 an die 
Altersgrenzen für den vorzeitigen Ruhegeldanspruch stu-
fenweise angehoben. 

Darüber hinaus werden auf Kongressen und in der allge-
meinen Öffentlichkeit zunehmend Umfang und Folgen der 
absehbaren Alterung der Erwerbsbevölkerung erörtert: 
Aufgrund schwächer besetzter Nachwuchsjahrgänge ist ein 
wachsender Anteil Älterer und Nachwuchsmangel zu 
erwarten. Kann dann noch die erforderliche Innovationsfä-
higkeit der Wirtschaft gewährleistet werden, wird es „aus- 
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reichend Mitarbeiter für Tätigkeiten von morgen“ geben, 
welche Gestaltungsspielräume sind denkbar? Ältere 
Arbeitnehmer stehen somit im „Spannungsfeld zwischen 
gegenwärtiger Frühverrentungspraxis und zukünftigen 
Innovationsanforderungen“ (Bullinger et al. 1993). Im 
Hinblick auf Schlußfolgerungen wird dabei häufig über 
unzureichende Dateninformationen geklagt: wo und in 
welchem Umfang sind ältere Arbeitnehmer beschäftigt, wo 
könnte besonderer Handlungsbedarf entstehen. 
Der folgende Beitrag will daher in erster Linie einen Über-
blick geben über die Verteilung älterer Arbeitnehmer in 
Westdeutschland nach Wirtschaftszweigen und nach 
Betriebsgrößenklassen. Außerdem werden Angaben zur 
Stellung im Beruf und zur Ausbildung gemacht. Dabei 
werden zwei Altersgruppen abgegrenzt. Zum einen die im 
Jahr 1991 Fünfzigjährigen und Älteren, die also spätestens 
bis 2010 aus dem Erwerbsleben ausgeschieden sein werden, 
zum anderen die 40- bis 49jährigen, die nach dem Jahr 2000 
die älteren Arbeitnehmer ab 50 Jahre sein werden. Damit 
sollen Anhaltspunkte dafür geliefert werden, in welchen 
Bereichen Probleme hinsichtlich der Altersstruktur gravie-
rend sein könnten. Anschließend wird zu den Beschäfti-
gungsaussichten Älterer bis zum Jahr 2010 und unter dem 
Einfluß der Rentenreform Stellung genommen und schließ-
lich auf personalpolitischen sowie arbeitsmarktpolitischen 
Handlungsbedarf hingewiesen. Eingeleitet wird der Bei-
trag mit einigen Anmerkungen zur derzeitigen Situation 
älterer Arbeitnehmer. 

2 Die Situation Älterer zwischen Erwerbsleben und Ruhe-
stand 
Seit Mitte der 70er Jahre hat für viele Arbeitnehmer das 
sechste Lebensjahrzehnt den Charakter einer Übergangs-
phase angenommen, in der gesicherte Beschäftigung bis 
zum gesetzlichen Rentenbeginn nicht mehr selbstverständ-
lich ist. Ausgelöst wurde diese Entwicklung durch die 
ungünstige Arbeitsmarktlage infolge der beiden Energie-
preiskrisen 1974/75 und 1981/82, bei gleichzeitigem Hinein-
wachsen der geburtenstarken Jahrgänge in das Erwerbsle-
ben und zunehmender Erwerbsbeteiligung von Frauen. 
Trotz wirtschaftlicher Erholung konnten nicht ausreichend 
viele Arbeitsplätze für das enorm gestiegene Erwerbsper-
sonenpotential geschaffen werden (Klauder 1989; IAB 
1992). 
Die Übergangsphase zwischen Erwerbstätigkeit und 
gesetzlichem Rentenbeginn kann für Ältere bedeuten: 
Arbeitslosigkeit, Frührente wegen Erwerbsunfähigkeit, 
Vorruhestand. 
Zwar ist für ältere Arbeitnehmer das Risiko, arbeitslos zu 
werden, geringer als für jüngere (hauptsächlich wegen des 
besseren Kündigungsschutzes), doch wenn einmal der 
Arbeitsplatz verloren ist, ist das Risiko der Langzeitar-
beitslosigkeit um so größer. Den dominierenden Einfluß 
des Alters auf die Dauer der Arbeitslosigkeit bestätigen 
z.B. auch Regressionsanalysen für die Jahre 1986 und 
1990. Danach hat der Einfluß des Alters im Jahr 1990 
gegenüber 1986 noch an Gewicht gewonnen. In beiden 
Jahren galt, daß die Dauer der Arbeitslosigkeit um so 
höher lag, je älter der Arbeitslose war. Doch begann der 
sprunghafte Anstieg der Länge der Arbeitslosigkeit 1986 
noch beim 50. Lebensjahr, so setzte er 1990 schon um das 
45. Lebensjahr ein (Buttler, Cramer 1991). Im September 
1992 waren 46% der älteren Arbeitslosen (45 bis 64 Jahre) 
schon länger als ein Jahr ohne Beschäftigung und stellten 

somit zwei Drittel aller Langzeitarbeitslosen. Die Chancen, 
wieder einen Arbeitsplatz zu finden, sind für sie derzeit 
gering. Von den älteren Arbeitslosen, die 1992 aus regi-
strierter Arbeitslosigkeit abgingen, fanden nur 30% wieder 
Arbeit. Die Chancen sinken noch (1992 auf 20%), wenn 
zum fortgeschrittenen Alter auch gesundheitliche Pro-
bleme treten (Bundesanstalt für Arbeit 1993). Nahezu zwei 
Drittel schieden aus sonstigen Gründen aus, u. a. nach 
Abgabe einer Erklärung der Nicht-Verfügbarkeit (§ 105 c 
AFG), wegen Krankheit oder Rentenübergang. 
Gesundheitlich beeinträchtigte Arbeitnehmer oder 
Arbeitslose können häufig ihre verbliebene Leistungsfähig-
keit beruflich nicht mehr einsetzen, weil entsprechende 
Teilzeitarbeitsplätze fehlen. Es bleibt der Ausweg, eine 
Frührente zu beantragen. Das Risiko, berufs- oder 
erwerbsunfähig zu werden, steigt vom 50. Lebensjahr an 
drastisch und erreicht die höchsten Wahrscheinlichkeitsra-
ten bei den 55- bis 59jährigen. 
Noch zu Zeiten der Vollbeschäftigung wurde – ausdrück-
lich mit gesundheits- und humanisierungspolitischer 
Begründung – die Regelaltersgrenze von 65 Jahren für den 
Rentenbeginn weiter flexibilisiert. Das Rentenreformge-
setz 1972 eröffnete langjährig Versicherten die Möglichkeit 
des flexiblen Altersruhegeldes ab 63 Jahren, Schwerbehin-
derten ab 62 Jahren (seit 1980 ab 60 Jahren), die sogleich 
von vielen in Anspruch genommen wurde. Frauen und 
Arbeitslose konnten ohnedies schon seit 1957 unter 
bestimmten Voraussetzungen mit 60 Jahren in Rente 
gehen. 
Trotzdem entstand wegen der ungünstigen Arbeitsmarkt-
entwicklung in den Folgejahren weiterer Flexibilisierungs-
bedarf. 
Verstärkt seit Mitte der 70er Jahre wurden älteren Beschäf-
tigten zusätzliche Möglichkeiten angeboten, vorzeitig aus 
dem Erwerbsleben auszuscheiden. Von Bedeutung ist die 
anfänglich so genannte „59er-Regelung“ (Arbeitslosengeld 
ab 59 Jahre – heute frühestens ab 57 Jahre, 4 Monate -
vorzeitige Altersrente ab 60 Jahre, häufig Ausgleichszah-
lungen der Betriebe) sowie das Vorruhestandsgesetz (gül-
tig 1984 bis 1988), abgelöst vom Altersteilzeitgesetz (gültig 
bis 1992) zur Förderung des vorzeitigen bzw. gleitenden 
Rentenübergangs durch die Bundesanstalt für Arbeit, 
schließlich die Teilrente ab 1992. Auch nach erneuter 
Einführung der Erstattungsvorschrift des § 128 AFG zum 
1.1. 1993 bieten einzelne Unternehmen ihren älteren Mit-
arbeitern weiterhin Vorruhestandsprogramme in Verbin-
dung mit freiwilliger Arbeitslosigkeit an. 
Gerade in der gegenwärtig schwierigen Arbeitsmarktlage 
könnte vorzeitiges Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
durch die damit verbundene Reduzierung des Arbeitskräf-
teangebots zur Entlastung des Arbeitsmarktes beitragen. 
Zudem ist eine baldige positive Wende nicht zu erwarten, 
im Gegenteil, sowohl nach IAB-Projektionen als auch nach 
der jüngsten Prognos-Projektion muß möglicherweise 
sogar noch über 2000 hinaus mit relativ hoher Arbeitslosig-
keit gerechnet werden (IAB 1992; Prognos AG 1993). 
Vorruhestandsmaßnahmen haben nach den Erfahrungen 
der Jahre 1984 bis 1988 den Vorzug weitgehender gesell-
schaftlicher Akzeptanz. Erstens ist der Status eines Rent-
ners frei von dem Makel, den viele bei Arbeitslosigkeit 
empfinden, zweitens verbessern sich mit dem früheren 
Ausscheiden Älterer tendenziell die Beschäftigungschan-
cen der Jüngeren, was auch erklärtes Ziel des Vorruhe-
standsgesetzes war. Sicherlich ist die berufliche Ausbildung 
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und Integration der Nachwuchskräfte gesamtwirtschaftlich 
und gesellschaftlich von erheblicher Bedeutung. 
Unternehmen nutzen Vorruhestandsmöglichkeiten (privat 
oder öffentlich finanziert) seit Jahren, um personelle 
Anpassungen sozial verträglich zu gestalten, die im Zuge 
von betrieblicher Umstrukturierung, Rationalisierung, 
Innovation oder auch bei konjunkturbedingten Absatzpro-
blemen erforderlich werden. Persönliche Anliegen der 
älteren Arbeitnehmer (evtl. nachlassendes Leistungsver-
mögen oder der Wunsch nach frühem Ruhestand) stehen 
eher im Hintergrund. 
Dabei sollten die allerdings recht unterschiedlichen Inter-
essen der betroffenen Arbeitnehmer nicht außer acht blei-
ben, ihre Entscheidungsfreiheit sollte gesichert sein. Wäh-
rend viele Ältere – manchmal auch gegen betriebliche 
Interessen – vorzeitig in Ruhestand gehen möchten und 
dies auch als Rechtsanspruch betrachten, fühlen sich 
andere zu früh aus dem Erwerbsleben ausgegrenzt und 
willigen mehr unter dem Zwang der Verhältnisse ein. 
Manche empfinden auch einen gewissen gesellschaftlichen 
Druck, ihren Arbeitsplatz vorzeitig für Jüngere freizuma-
chen. 

Stehen derzeit also noch Vorruhestandsmaßnahmen im 
Vordergrund, so zeichnen sich bereits mittelfristig Grenzen 
für die Fortsetzung dieser Praxis ab: 
Die Alterung der Bevölkerung bewirkt den starken 
Anstieg der „Altenlastquote“, definiert als Anteil der ab 
65jährigen an der Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 
Jahren. Wenn derzeit 100 Personen im erwerbsfähigen 
Alter (15 bis 64 Jahre) ca. 22 Personen im Rentenalter (ab 
65 Jahren) gegenüberstehen, werden es infolge Geburten-
rückgangs und zunehmender Lebenserwartung wahr-
scheinlich im Jahr 2010 fast 30 sein und im Jahr 2030 bereits 
40 (Deutsche und Ausländer, ohne Wanderungen). Dies 
gilt sowohl für die alten Bundesländer als auch für die 
gesamte Bundesrepublik (Kühlewind 1992). Es muß zu 
Problemen für die Rentenfinanzierung führen, wenn –
nach Modellrechnungen der Rentenversicherungsträger –
bis zum Jahr 2030 schließlich auf jeden Beitragszahler ein 
Rentner kommen sollte. 

Mit dem Rentenreformgesetz 1992 wird ein Schritt zur 
langfristigen Sicherung der Rentenfinanzen getan unter 
Berücksichtigung der Alterung der Bevölkerung und mit 
dem Ziel, Steigerungen der Beitragssätze zur Rentenversi-
cherung bzw. Leistungseinschränkungen zumindest in 
Grenzen zu halten (zur Ausgestaltung des Gesetzes siehe 
Ziffer 6). 
Auf jeden Fall ist mit einer durchgreifenden Alterung des 
Erwerbspersonenpotentials zu rechnen. Szenarien des IAB 
verweisen auf den absehbar sinkenden Anteil Jugendli-
cher. Schon im Zeitraum 1990 bis 2000 dürfte der Anteil 
der 15- bis unter 30jährigen am Erwerbspersonenpotential 
(Deutsche und Ausländer) von 32% auf 22% bis 23% zu-
rückgehen. Auf noch längere Sicht, bis 2030, könnte sich 
die heutige Relation der Jüngeren zu den Älteren ab 50 
Jahre nahezu umkehren, wenn deren Anteil von 23% im 
Jahr 1990 auf 28% bis 29% ansteigt (Thon, 1991; IAB, 
1991, S. 14). 
In diesen Angaben sind Zuwanderungen schon berücksich-
tigt. Sie könnten zwar den Alterungstrend zeitweilig schwä-
chen, aber keinesfalls anhalten oder umkehren, da ja nicht 
vorwiegend Kinder und Jugendliche zuwandern und sich 
das generative Verhalten der Zuwanderer wahrscheinlich 

an das der Einheimischen anpassen wird. Das Wande-
rungspotential innerhalb der EG dürfte kaum anwachsen, 
da sich in allen zugehörigen Ländern, außer in Irland, 
wegen des generellen Geburtenrückganges ein ähnlicher 
Alterungsprozeß abzeichnet wie in Deutschland (Klauder 
1992). 
Diese Entwicklung wird Nachwuchsmangel und möglicher-
weise Fachkräftemangel nach sich ziehen. Demzufolge sind 
technologischer Fortschritt und der notwendige Struktur-
wandel der Wirtschaft zunehmend von Arbeitskräften mitt-
leren und höheren Alters zu tragen (Klauder 1990, S. 166). 
Daraus ergeben sich u. a. Forderungen sowohl an Arbeit-
nehmer nach erhöhter Mobilitäts- und Fortbildungsbereit-
schaft als auch an Betriebe, die Weiterbildung ihrer Mitar-
beiter – auch der älteren – systematisch zu fördern, so daß 
sie auch in späteren Berufsjahren noch „up-to-date“ blei-
ben, Arbeitsplätze so zu gestalten, daß sie während eines 
ganzen Arbeitslebens ausgefüllt werden können (Arbeits-, 
Gesundheitsschutz) sowie für ältere Mitarbeiter qualifi-
zierte Teilzeitarbeitsplätze zu schaffen. 

3 Methodische Anmerkungen 
3.1 Abgrenzung des Personenkreises der „Älteren“ 
„Ältere Erwerbstätige“ sind als Personengruppe nicht ein-
heitlich definierbar. Die gerontologische Forschung ver-
weist darauf, daß das kalendarische Alter allein als Zuord-
nungskriterium ungeeignet sei, vielmehr individuellen und 
arbeitsweltbezogenen Faktoren, wie z. B. Gesundheitszu-
stand, Belastungen am Arbeitsplatz, die größere Bedeu-
tung zukomme (Naegele 1992). Ob und von welchem Alter 
an Arbeitnehmer zu den „älteren“ zählen, bestimmt sich 
deshalb in der Literatur nach dem Untersuchungsziel, ist 
abhängig von Wirtschaftszweig, Beruf und Tätigkeit und 
kann darüber hinaus geschlechts- und betriebsspezifisch 
bedingt sein. 
Im IAB wurde 1982 mit Hilfe einer Kontrastgruppenana-
lyse auf der Basis einer Erwerbstätigenbefragung und der 
Arbeitslosenstatistik nach einer objektiven Abgrenzung 
„älterer Arbeitnehmer“ gesucht. Unter dem Aspekt 
arbeitsmarktrelevanter Fragestellungen legten die empiri-
schen Ergebnisse etwa das 50. Lebensjahr als „kritische 
Altersschwelle“ nahe, von der ab Erwerbspersonen als 
„Ältere“ bezeichnet werden könnten. Hauptsächliche 
Definitionskriterien waren dabei Dauer der Arbeitslosig-
keit und Erwerbsminderung. Interessanterweise ergaben 
die Analysen hinsichtlich betrieblicher und personalpoliti-
scher Fragestellungen (z.B. Einschätzung der Aufstiegs-
chancen, Teilnahme an beruflicher Weiterbildung, Fluk-
tuation) „kritische Altersschwellen“ sogar schon zwischen 
30 und 40 Jahren (Hofbauer 1982). 
Zwar hat sich die kritische Altersschwelle bzgl. des Krite-
riums „Arbeitslosigkeit“ zwischen 1982 und 1991 gegen das 
45. Lebensjahr gesenkt, wie die oben erwähnten Regres-
sionsanalysen zeigten. Arbeitslose diesen Alters haben 
jedoch kaum Möglichkeiten, etwa durch Vorruhestand vor-
zeitig aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. In Anlehnung 
an die Ergebnisse der Kontrastgruppenanalyse von 1982 
und auch weil die inzwischen eingetretene Änderung nor-
mativ nicht als erwünscht gilt, werden im folgenden Arbeit-
nehmer vom 50. Lebensjahr an zu den Älteren gezählt und 
mit der Altersgruppe der 40- bis 49jährigen verglichen. 
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3.2 Datenbasis 
Als Datenbasis wurde die Statistik der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten in Westdeutschland (Bestandsdaten 
zum 30. 6. 1991) gewählt, da diese Totalerhebung in sehr 
tiefer Gliederung erfolgt und somit eine Vielzahl von Infor-
mationen liefern kann (Bundesanstalt für Arbeit, 1992). 

5.2.1 Zum Personenkreis 
Der Personenkreis der Beschäftigtenstatistik umfaßt rd. 
75% aller Erwerbstätigen, und zwar „Beschäftigte, die 
kranken- oder rentenversicherungspflichtig oder beitrags-
pflichtig nach dem Arbeitsförderungsgesetz sind oder für 
die Beitragsanteile zur Rentenversicherung zu entrichten 
sind“ (§ 2, 2. DEVO). Nicht einbezogen sind insbesondere 
Selbständige, Mithelfende Familienangehörige und Be-
amte sowie geringfügig Beschäftigte (Bundesanstalt für 
Arbeit 1992). 

3.2.2 Stellung im Beruf, Ausbildung 
Ob ein Beschäftigter in der Statistik als Arbeiter oder 
Angestellter angesehen wird, richtet sich ausschließlich 
nach dem zuständigen Rentenversicherungsträger (LVA 
oder BfA). Da die Arbeitgeber die Meldungen zur Be-
schäftigtenstatistik erstellen, fließt hinsichtlich der Unter-
scheidung Facharbeiter/Nicht-Facharbeiter zum Teil auch 
die betriebliche Einstufung der Beschäftigten ein, orien-
tiert an der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit. So werden 
Arbeiter, auch ohne formale Berufsausbildung, als Fachar-
beiter, Meister, Poliere eingestuft (1991 z. B. 8% der Fach-
arbeiter s. Tab. 5). Umgekehrt sind auch Arbeiter, die eine 
Berufsausbildung absolviert haben, als Nicht-Facharbeiter 
beschäftigt (1991 hatten z.B. 28% der Nicht-Facharbeiter 
eine berufliche Ausbildung). 

3.2.5 Betriebsgröße 
„Betriebsgröße“ ist in der Beschäftigtenstatistik durch die 
Zahl der Sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer defi-
niert, die einer Betriebsnummer zugeordnet sind. Die Ver-
gabe der Betriebsnummern durch die Arbeitsämter erfolgt 
jedoch nicht einheitlich, da den Unternehmen entspre-
chend ihrer organisatorischen Erfordernisse Wahlmöglich-
keiten zugestanden werden (z.B. Vergabe nur einer 
Betriebsnummer für mehrere Niederlassungen, umgekehrt 
Vergabe mehrerer Nummern für verschiedene Betriebsteile 
eines Betriebes). 
Eine konsequente Unterscheidung (wie in der Arbeitsstät-
tenzählung) nach „Arbeitsstätte“ als örtlicher Einheit und 
nach „Unternehmen“ als wirtschaftlicher Einheit ist somit 
in der Beschäftigtenstatistik nicht gegeben. 
Dazu kommt, daß vor allem in Bereichen, in denen viele 
Beamte arbeiten (Gebietskörperschaften, Bundesbahn, 
Bundespost, staatliche Einrichtungen für Wissenschaft und 
Bildung) die Größe der Betriebe unterschätzt sein muß, 
weil sie nur an der Zahl Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigter gemessen wird. 
Die Bestimmung der „Betriebsgröße“ ist also aus den 
Daten der Beschäftigtenstatistik nur eingeschränkt möglich 
(vgl. auch Cramer 1987). Zum Teil dürften die Unregelmä-
ßigkeiten der Datenerhebung jedoch durch die Bildung von 
nur vier Betriebsgrößenklassen in der vorliegenden Unter-
suchung ausgeglichen werden. 

3.2.4 Projektionsdaten 
Da ein neues IAB-Szenario zur mittelfristigen Arbeits-
marktentwicklung erst im Verlauf des Herbstes 1993 fer-
tiggestellt wird, wurden die Angaben zur Entwicklung des 
Arbeitskräftebedarfs im Zeitraum 1991/2010 in West-
deutschland dem kürzlich veröffentlichten Deutschland-
Report Nr. l der Prognos AG, Basel, entnommen (Pro-
gnos 1993, s. Ziff. 5). 
Ziel der Prognos-Projektionen ist die Vorausschätzung 
eines wahrscheinlichen mittleren Entwicklungspfades. Sie 
weisen im Zeitraum 1991/2010 ein durchschnittliches jährli-
ches Wachstum des Bruttoinlandsprodukts von 2%, der 
Produktivität je Erwerbstätigen von 2,1% und der Beschäf-
tigung von 0,1% aus. 
Basis der Projektionen sind die Daten der Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung und die Statistik des Produzieren-
den Gewerbes für Unternehmen mit im allgemeinen 20 und 
mehr Beschäftigten. Soweit die wirtschaftsfachliche Glie-
derung der Projektionsergebnisse dem institutionellen 
Zuordnungsprinzip der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung folgt, wurden bei der Gegenüberstellung die Daten 
der Beschäftigtenstatistik entsprechend angepaßt. 

4 Verteilung der älteren Arbeitnehmer 
Die Struktur der Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
am 30. 6. 1991 nach Altersjahren und Geschlecht spiegelt 
den Aufbau der Bevölkerung und des Erwerbspersonen-
potentials wider (Bild 1). Im folgenden werden allerdings 
die statistischen Ergebnisse nicht mehr nach Geschlecht 
unterteilt, um den Rahmen der Untersuchung nicht zu weit 
zu spannen. 
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4.1 Beschäftigte nach Betriebsgrößen 
Die westdeutsche Volkswirtschaft ist überwiegend in 
Klein- und Mittelbetrieben organisiert. Wie nach der Ar-
beitsstättenzählung 1987 entfallen auch nach der Beschäf-
tigtenstatistik zum 30. 6. 1991 rd. drei Viertel der Beschäf-
tigten auf Betriebe mit weniger als 500 Mitarbeitern.1 

(siehe Übersicht 1). 

 

Die größte Differenz zwischen beiden Statistiken besteht 
bei Kleinbetrieben, weil insbesondere Selbständige und 
Mithelfende in der Beschäftigtenstatistik nicht erfaßt sind. 
Selbst im Produktions- und Investitionsgütergewerbe sind 
nur 52% der Arbeitnehmer in Betrieben mit mehr als 500 
Beschäftigten, darunter nur 17% in Großbetrieben mit 
mehr als 5000 Beschäftigten tätig. In Branchen wie „Gieße-
rei, Zieherei etc.“, „Stahlbau“ und „Maschinenbau“ finden 
sich vorwiegend Mittelbetriebe. Großbetriebe konzentrie-
ren sich hauptsächlich auf die „Chemische Industrie“, 
„Eisen-, Stahlerzeugung“ sowie „Kraftfahrzeugherstel-
lung, Schiffbau, Flugzeugbau“. 
Im Dienstleistungssektor insgesamt entfallen etwa vier 
Fünftel der Sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer 
auf Mittel- und Kleinbetriebe. Betriebe mit weniger als 
10 Beschäftigten sind häufig im „Gesundheitswesen“ unter 
den freiberuflichen Arztpraxen, in „Beratungs-, Planungs-
und Werbefirmen“, sowie im „Gastgewerbe“ oder im „Fri-
seurgewerbe“ anzutreffen (Bild 2 und Tabelle l im Anhang). 

4.2 Altersstruktur der Beschäftigten nach Betriebsgrößen 
Mehr als die Hälfte aller älteren Arbeitnehmer ab 50 Jahre 
ist in Mittelbetrieben mit 10 bis unter 500 Beschäftigten 
tätig (s. Bild 3). Das entspricht, wie bei den übrigen 

 
1 Die Abgrenzung der Mittelbetriebe anhand der Beschäftigtenzahl (10 bis 

unter 500) wurde in Anlehnung an die Definition des Instituts für Mittel-
standsforschung, Bonn, vorgenommen, allerdings ohne Berücksichtigung 
der Umsatzhöhe, die in der Beschäftigtenstatistik nicht gegeben ist 
(BMWi, 1990). 

 

Altersgruppen, in etwa dem durchschnittlichen Anteil der 
Mittelbetriebe an den Arbeitnehmern insgesamt. Dagegen 
arbeiten in Betrieben ab 500 Beschäftigten mehr Ältere 
und in Kleinbetrieben deutlich mehr Jüngere (bis 29 Jahre) 
als dem jeweiligen gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt 
von 27,6% bzw. 16,9% entsprechen würde. Ein Viertel 
aller Auszubildenden (einschl. Volontäre, Praktikanten, 
Trainees) lernt in Kleinbetrieben, so daß hier ein beachtli-
cher Teil der jüngeren Arbeitskräfte noch nicht voll ein-
setzbar ist. 
Demzufolge ist also die Altersstruktur in größeren Betrie-
ben ab 500 Beschäftigten zu den älteren Jahrgängen, in den 
Kleinbetrieben zu den jüngeren verschoben (Bild 4). Mit- 
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bestimmend dafür mag in größeren Betrieben zum einen 
die höhere Arbeitsplatzsicherheit sein, zum anderen sind 
hier eher die organisatorischen Voraussetzungen gegeben, 
auch leistungsgeminderte ältere Mitarbeiter produktiv ein-
zusetzen. 
Ob größere Betriebe bzw. Großbetriebe ihre Belegschaft 
in den 80er Jahren z.B. durch frühzeitige Ausgliederung 
älterer Mitarbeiter gegenüber Klein- und Mittelbetrieben 
verjüngen konnten, soll in einem Vergleich mit dem 
Beschäftigtenbestand 1980 untersucht werden. 
Zunächst ist festzustellen, daß auch 1980 die Altersstruktur 
in den größeren Betrieben zu den Älteren und in den 
Kleinbetrieben zu den Jüngeren verschoben war, und daß 
infolge des allgemeinen Alterungsprozesses der Erwerbs-
bevölkerung der Anteil der Altersgruppe ab 50 Jahre im 
Beschäftigtenbestand 1991 in allen Betriebsgrößenklassen 
höher war als 1980 (s. Bild 4 mit Tabelle 2 für 1980). Erst 
ein Vergleich der prozentualen Veränderung der Beschäf-
tigtenbestände 1980/1991 nach Betriebsgrößenklassen und 
Altersgruppen zeigt, daß größere Betriebe und Großbe-
triebe am allgemeinen Alterungsprozeß relativ weniger 
beteiligt waren als Klein- und Mittelbetriebe (s. Tab. 3). In 
den oberen Betriebsgrößenklassen fiel der Zuwachs in der 
Altersgruppe ab 50 Jahre weit schwächer aus als im Durch-
schnitt bzw. in den unteren Betriebsgrößenklassen. Dafür 
wuchs die Beschäftigtenzahl in der unteren Altersgruppe 
bis 29 Jahre überdurchschnittlich. 

 

Dies trifft auch dann zu, wenn man das unterdurchschnitt-
liche Beschäftigungswachstum in den größeren Betrieben 
(+8,5% gegenüber 11,3%) bzw. die annähernde Stagna-
tion bei den Großbetrieben (nur + 1%) in Betracht zieht. 
Klein- und Mittelbetriebe waren dagegen überdurch-
schnittlich am gesamten Beschäftigungszuwachs 1980/91 
beteiligt. Vor allem in den Kleinbetrieben kam es zu einem 
weit überdurchschnittlichen Zuwachs in der Altersgruppe 
ab 50 Jahre und bei den 40- bis 49jährigen. 
Die prozentuale Abnahme der Anzahl Beschäftigter in 
Ausbildung (-8,3% im Durchschnitt) ist zum einen auf die 
demographische Entwicklung zurückzuführen. Anfang bis 
Mitte der 80er Jahre waren die geburtenstarken Jahrgänge 
auf den Arbeitsmarkt gekommen, danach wurde das 

 

Potential junger Menschen geringer. Als weitere Ursache 
ist jedoch auch die rückläufige Nachfrage nach dualer 
Ausbildung zu sehen (Tessaring 1993). Der Rückgang der 
Auszubildendenzahl betraf zwischen 1980 und 1991 vor 
allem die Kleinbetriebe (-24,4%), während bei größeren 
und großen Betrieben Zuwächse zu verzeichnen waren. 
Bei Kleinbetrieben bedeutet dies sicher zum Teil eine 
gewisse „Normalisierung“ nach den großen Ausbildungs-
anstrengungen der 80er Jahre. Möglich ist aber auch, daß 
sie – in Konkurrenz mit größeren Betrieben – geringere 
Attraktivität für Ausbildungsbewerber besitzen. 

4.3 Ältere Beschäftigte nach Wirtschaftszweigen 
Von den rd. 23 Mio. Sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten in der Gesamtwirtschaft (einschl. Landwirtschaft, 
Gebietskörperschaften etc.) war 1991 gut ein Fünftel (4,8 
Mio.) 50 Jahre und älter. Wie in den einzelnen Wirtschafts-
zweigen die Anteile Älterer vom gesamtwirtschaftlichen 
Durchschnitt abweichen, zeigt Bild 5 a: An der Spitze der 
Rangfolge stehen die staatlichen Bereiche „Bundesbahn“ 
und „Gebietskörperschaften, Sozialversicherung“. Auch 
die meisten Zweige des Warenproduzierenden Gewerbes 
weisen überdurchschnittliche Anteile älterer Mitarbeiter 
auf. Darunter sind mit dem „Bauhauptgewerbe“ und der 
„Chemischen Industrie“ zwei Bereiche, in denen die Vor-
ruhestandsregelung 1984-1988 relativ stark in Anspruch 
genommen wurde. Etwa die Hälfte aller Vorruhestands-
geldempfänger kam aus diesen Branchen (Kühlewind 
1989). Deutlich unterdurchschnittliche Anteile Älterer 
weisen innerhalb des Warenproduzierenden Gewerbes das 
„Kfz-Reparatur-Gewerbe“ und das „Baunebengewerbe“ 
auf. 
Die meisten Dienstleistungszweige haben unterdurch-
schnittliche Anteile 50jähriger und älterer Mitarbeiter. Das 
gilt – bei institutioneller Betrachtung – vor allem für die 
Privatunternehmen im Dienstleistungssektor im Gegensatz 
zu Dienstleistungsbetrieben von staatlichen Stellen, aber 
auch von Organisationen ohne Erwerbscharakter (vgl. 
Tab. l im Anhang). 
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Für die heute 40- bis 49jährigen Beschäftigten (ebenfalls 
4,8 Mio.), die in zehn Jahren die „Älteren“ sein werden, 
ergibt sich eine abweichende Rangfolge nach der Höhe 
ihres Anteils in den Wirtschaftszweigen (s. Bild 5 b und 
Tab. 1). Den höchsten Anteil hat mit etwa einem Viertel 
der Wirtschaftszweig „Datenverarbeitungsanlagen, Büro-
maschinen“. Die staatlichen Zweige „Bundesbahn“ und 
„Gebietskörperschaften, Sozialversicherung“ gehören –
wie bei den 50jährigen und Älteren – zu den ersten zehn 
der Rangreihe (allerdings mit weit geringeren Abweichun-
gen vom durchschnittlichen Anteil 20,7%). 
Da sich diese Ergebnisse auf die sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigten beschränken, geben sie für Wirtschafts-
zweige, in denen sehr viele Selbständige oder Beamte 
vertreten sind, natürlich kein vollständiges Bild von der 
Altersstruktur aller dort tätigen Arbeitskräfte. Bei den 
Beamten und mehr noch bei den Selbständigen waren 1991 
die Anteile Älterer ab 50 Jahre und 40- bis 49jähriger im 
Durchschnitt höher als bei den Arbeitnehmern (Quelle: 
Mikrozensus 1991). Dementsprechend würden unter Ein-
beziehung der Selbständigen und Beamten besonders in 
der „Land-, Forstwirtschaft“ aber auch in einigen privaten 
Dienstleistungszweigen (z.B. „Beratung, Planung, etc.“, 
„Gaststättengewerbe“, „Friseur-, Körperpflegegewerbe“) 
sowie bei „Nachrichtenübermittlung“ und „Bildung, Wis-
senschaft, etc.“ die Anteile Älterer höher liegen als bei den 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten. Dagegen wären 
sie bei „Gebietskörperschaften, Sozialversicherung“ sogar 
niedriger, weil die Altersstruktur der Beamten hier relativ 
„jünger“ ist als die der Angestellten und Arbeiter (tabella-
risch nicht dargestellt). 

4.4 Stellung im Beruf und Ausbildung der Beschäftigten 
Die Daten, die in der Beschäftigtenstatistik zur Stellung im 
Beruf und zur formalen Ausbildung erhoben werden, kön-
nen – wenn auch eingeschränkt – Anhaltspunkte für die 
Qualifikation der Beschäftigten geben (vgl. Ziff. 3.2.2). 
In Bild 6 (und Tabellen 4 a und 4 b) werden den „geringer 
qualifizierten Beschäftigten“ zum einen Arbeiter zugeord-
net, die nicht als Facharbeiter tätig sind, (obwohl ein Teil 
von ihnen eine berufliche Ausbildung absolviert hat (28%, 
s. Tab. 5), zum anderen Angestellte ohne Berufsausbil-
dung, außerdem Arbeiter und Angestellte, deren Ausbil-
dung unbekannt ist. (Tabellen 4 u. 5 s. Anhang) 
„Qualifizierte Beschäftigte“ sind nach dieser Unterteilung 
Arbeiter, die als Facharbeiter, Meister, Poliere tätig sind 
(darunter auch 8% ohne formale Berufsausbildung), sowie 
Angestellte mit Berufsausbildung (einschließlich Fach-
hochschul- und Hochschulabschluß). 
Bei den Arbeitern wird also die tatsächlich ausgeübte 
Tätigkeit als Qualifikationsmerkmal in den Vordergrund 
gestellt. Bei den Angestellten gibt nur das Merkmal „Aus-
bildung“ Anhaltspunkte. So können z.B. auch unter den 
„qualifizierten Beschäftigten mit Fachhochschul-/Hoch-
schulabschluß“ Personen sein, die keine ausbildungsad-
äquate Tätigkeit ausüben. 

4.4.1  Unterschiede nach Betriebsgrößen 
In der hier gewählten Abgrenzung nach vier Betriebsgrö-
ßenklassen zeigen sich deutliche Unterschiede nach Stel-
lung im Beruf und Ausbildung der Beschäftigten. 
Mit wachsender Betriebsgröße geht offensichtlich ein 
zunehmender Grad an Arbeitsteilung einher (Bild 6). Das 

 

ergibt sich aus dem Verhältnis zwischen geringer qualifi-
zierten und qualifizierten Beschäftigten. In größeren 
Betrieben mit 500 bis unter 5000 Beschäftigten und in 
Großbetrieben mit mehr als 5000 Beschäftigten beträgt der 
Anteil der geringer qualifizierten Beschäftigten (vorwie-
gend Arbeiter) im Durchschnitt etwa ein Drittel, bei Klein-
betrieben nur knapp ein Viertel der Belegschaft. Nur in 
Kleinbetrieben übersteigt der Facharbeiteranteil den der 
Nicht-Facharbeiter (um gut 9%-Punkte), während er bei 
Großbetrieben und mehr noch in der Betriebsgrößenklasse 
mit 500 bis unter 5000 Beschäftigten um 4 bzw. 7%-Punkte 
darunterliegt. 
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Auch wenn man die nach Betriebsgrößenklassen recht 
unterschiedlichen Anteile der Auszubildenden außer acht 
läßt (bei Kleinbetrieben mit 10% am höchsten, bei Groß-
betrieben mit gut 4% am geringsten), ändert sich nichts an 
diesem für die Betriebsgrößenklassen spezifischen Verhält-
nis von qualifizierten zu weniger qualifizierten Beschäftig-
ten (Bild 6, ohne Auszubildende). Auszubildende nehmen 
insofern eine Zwischenposition ein, als sie zu Beginn der 
Lehrzeit zum Teil einfachere Tätigkeiten übernehmen und 
gegen Ende schon Facharbeitertätigkeiten ausüben 
können. 
In Betrieben der oberen Größenklassen werden dagegen 
mehr Mitarbeiter mit akademischer Ausbildung benötigt 
(z. B. branchenspezifisch bedingt in eigenen Forschungs-
und Entwicklungsabteilungen). Jedenfalls liegt bei größe-
ren und großen Betrieben der Anteil der qualifizierten 
Beschäftigten mit Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluß 
weit höher als in Klein- und Mittelbetrieben (9% bis 11,6% 
gegenüber 3% bis 5%). 
Hinsichtlich der Anteile von Akademikern ist nochmals 
darauf hinzuweisen, daß sich diese Ergebnisse auf sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigte beschränken. Die hier 
nicht einbezogenen Selbständigen und Beamten haben 
höhere Anteile an Akademikern als die Arbeitnehmer (lt. 
Mikrozensus 1991: 17,5% der Selbständigen, 49,3% der 
Beamten, 13,8% der Angestellten. Vgl. Tabelle 5, S. 3: 
14,3% der Angestellten mit Berufsausbildung). 
In den Ergebnissen für die Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten werden auch sektorale Einflüsse erkennbar. 
Kleinbetriebe sind vorwiegend im Dienstleistungsbereich 
angesiedelt, weshalb dort auch die Angestellten mit 54% 
der Beschäftigten überwiegen. Großbetriebe sind haupt-
sächlich im Industriebereich zu finden und beschäftigen 
vorwiegend Arbeiter (58,2%). Vergleicht man die Ausbil-
dungsstrukturen der Beschäftigten nach Betriebsgrößen-
klassen (Tabelle 5), so fällt bei Großbetrieben ab 5000 
Beschäftigten auf, daß fast die Hälfte der Arbeiter, die als 
Nicht-Facharbeiter beschäftigt sind, eine berufliche Ausbil-
dung hat, von den Jüngeren bis 29 Jahre sogar rd. 63%. 
Das ist weit mehr als im Durchschnitt oder in den übrigen 
Betriebsgrößenklassen. Andererseits werden in Großbe-
trieben überdurchschnittlich viele Facharbeiter, Meister 
und sonstige qualifizierte Arbeiter ohne formale Berufs-
ausbildung beschäftigt, d.h. möglicherweise werden in die-
sen Fällen die Leistungen in der Berufspraxis stärker be-
wertet. 

4.4.2 Unterschiede nach der Altersstruktur 
Die altersspezifischen Unterschiede nach Stellung im Beruf 
und Ausbildung spiegeln die längerfristigen Veränderun-
gen seit dem Berufseintritt der älteren Arbeitnehmer 
wider: Gestiegene Bildungs- und Ausbildungsbeteiligung, 
wachsende Präferenz für weiterführende Ausbildung und 
seitens der Arbeitskräftenachfrage vermehrter Bedarf an 
qualifizierten Mitarbeitern sowie höhere Anforderungen 
an die formale Qualifikation der Beschäftigten (Tessaring 
1991, 1993, Tessaring et al. 1993). 
So ist bei den älteren Arbeitnehmern ab 50 Jahre der 
Anteil von Nicht-Facharbeitern und Angestellten ohne 
Berufsausbildung mit rd. 36% höher als in den anderen 
Altersgruppen, der Anteil qualifizierter Beschäftigter 
dementsprechend geringer (64%; s. Tabelle 4 a). Anderer-
seits sind mit rd. 27% überdurchschnittlich viele Ältere als 
Facharbeiter und Meister beschäftigt. 

Der Anteil qualifizierter Beschäftigter mit Fachhochschul-, 
Hochschulabschluß ist bei den älteren Arbeitnehmern mit 
4,8% wesentlich geringer als in den beiden mittleren 
Altersgruppen der 30- bis 39jährigen und der 40- bis 49jäh-
rigen mit 9,9% bzw. 6,4%. Der relativ geringe Akademi-
keranteil in der untersten Altersgruppe erklärt sich aus den 
langen Studienzeiten und dem späten Berufseintritt (2,8% 
der Jüngeren bis 29 Jahre einschließlich, bzw. 3,5% ohne 
Beschäftigte in Ausbildung). 
Die heute 40- bis 49jährigen Beschäftigten haben einen 
deutlich geringeren Arbeiteranteil als die Älteren ab 50 
Jahre (48% gegenüber 56%). Folglich liegen die Anteile 
von Nicht-Facharbeitern und Facharbeitern niedriger, 
während rd. 45% dieser Altersgruppe Angestellte mit 
Berufsausbildung sind (dagegen nur 37,4% der Älteren). 
Außerdem haben die 40- bis 49jährigen einen höheren 
formalen Berufsausbildungsstand als die älteren Arbeit-
nehmer (einschl. FHS/HS-Abschluß 71,5% gegenüber 
65,7%). Auch bei den Nicht-Facharbeitern liegt der Anteil 
der beruflich Ausgebildeten höher (rd. 24% gegenüber 
20%). 14% der Angestellten mit beruflicher Ausbildung 
haben einen Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluß 
(12,7% der Älteren, s. Tabelle 5). 

5 Beschäftigungsaussichten Älterer 
Im folgenden soll eine Einschätzung der mittelfristigen 
Beschäftigungschancen Älterer nach Wirtschaftszweigen 
versucht werden – soweit Anhaltspunkte dafür gegeben 
sind. Dazu werden in Tabelle 6 (s. Anhang) die prozentua-
len Anteile der Arbeitnehmer der oberen Altersgruppen 
(ab 50 bzw. mit 40-49 Jahren) an den sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten der Wirtschaftszweige im Jahr 1991 
der voraussichtlichen Entwicklung des Arbeitskräftebe-
darfs im Zeitraum 1991/2010 gegenübergestellt (Prognos 
1993, vgl. Ziff. 3.2.4). Natürlich können damit nur allge-
meine Tendenzen gezeigt werden, da im Projektionszeit-
raum bis 2010 eine Reihe von Einflüssen verändernd wirk-
sam werden können, z.B.: 
- Wandel der Altersstrukturen durch natürliche Abgänge 

wegen Invalidität oder Tod sowie durch Fluktuation 
zwischen den Wirtschaftszweigen. Die Aktualisierung 
einer vorhandenen Modellrechnung des IAB zur Ent-
wicklung des sektoralen Arbeitskräftebedarfs und des 
gesamten Potentials (nach Alter, Geschlecht und Stel-
lung im Beruf) wird nach Fertigstellung der neuen IAB- 
Szenarien erfolgen (vgl. Fuchs 1992); 

- Konjunkturelle   Schwankungen   mit   differenzierender 
Wirkung auf einzelne Branchen; 

– Tarifvertragliche Beschäftigungssicherungen (wie z.B. 
im Öffentlichen Dienst Unkündbarkeit nach langjähriger 
Dienstzeit auch für Nicht-Beamte); 

- Betriebliche Personalpolitik mit dem Ziel der Verjün-
gung der Belegschaft, z.B. wegen Einführung neuer 
Technologien oder zur Lohnkostensenkung. 

In Tabelle 6 sind die Wirtschaftszweige in einer Rangfolge 
nach der Höhe der prozentualen Beschäftigungsverände-
rung im Zeitraum 1991/2010 geordnet. Zur besseren Über-
sicht sind bei den Anteilen der ab 50jährigen und der 40-
bis 49jährigen Beschäftigten im Wirtschaftszweig die 
Abweichungen in Prozentpunkten vom gesamtwirtschaftli-
chen Durchschnitt (jeweils 20,7%) angegeben. 
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Die Beschäftigungssituation für Ältere kann umso günsti-
ger sein, je stärker in einem Wirtschaftszweig der Beschäf-
tigungszuwachs und je geringer gleichzeitig der Anteil 
Älterer am Beschäftigtenbestand ist. In diesem Fall könnte 
zumindest der Freisetzungdruck für Ältere geringer sein. 
Inwieweit bei Beschäftigungszuwachs auch Ältere einge-
stellt würden, wäre aber wahrscheinlich davon abhängig, 
ob die Betriebe genügend junge Nachwuchskräfte am 
Arbeitsmarkt finden oder wegen Fachkräftemangels auf 
Ältere ausweichen müssen. 
Diese Überlegungen gelten für die Gruppe der stark 
expandierenden Branchen – vorwiegend private Dienstlei-
stungsunternehmen – in denen ein Beschäftigungszuwachs 
von mehr als 20% im Zeitraum 1991/2010 erwartet werden 
kann. Am dynamischsten wird demnach die Entwicklung 
bei den „übrigen Dienstleistungen“ sein, die Rechts-, Wirt-
schaftsberatung, Planung, Leasing, Entsorgung, Medien, 
also vorwiegend wirtschaftsbezogene Dienste umfassen. In 
diesen Wachstumsbranchen hatten besonders Arbeitneh-
mer ab 50 Jahre deutlich unter dem Durchschnitt von 
20,7% liegende Anteile an den Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten. Hier dürften also auch kaum Beschäfti-
gungsprobleme für Ältere auftreten. 
Dagegen können Freisetzungsdruck und Beschäftigungs-
probleme für Ältere umso mehr zunehmen, je mehr 
Beschäftigung in einem Wirtschaftszweig abgebaut wird 
und je höher gleichzeitig der Anteil Älterer am Beschäftig-
tenbestand ist. In diesen Branchen werden möglicherweise 
viele der heute 50jährigen und Älteren im nächsten Jahr-
zehnt vorzeitig aus dem Erwerbsleben ausscheiden müssen. 

In den stark schrumpfenden Wirtschaftszweigen, in denen 
mit einem Beschäftigungsrückgang von 20% und mehr im 
Zeitraum 1991/2010 gerechnet wird, waren im Jahr 1991 
Ältere ab 50 Jahren weit überdurchschnittlich vertreten 
(Ausnahme: „Landwirtschaft“). Fast alle Wirtschafts-
zweige dieser Gruppe gehören zum „Verarbeitenden 
Gewerbe“. Aus diesem Bereich werden dementsprechend 
immer wieder Vorruhestandsprogramme bekannt, die 
heute zum Teil schon für Mitarbeiter vom 55. Lebensjahr 
an gelten, wie z.B. bei einigen Großunternehmen der 
Stahl- und KFZ-Industrie. 

Bei „Eisenbahnen“ wird ein Beschäftigungsabbau von 22% 
erwartet. In diesem überwiegend staatlichen Bereich ist bei 
den Sozialversicherungspflichtig Beschäftigten (übrigens 
auch bei den Beamten) der Anteil Älterer mit über 34% 
besonders hoch. Bei der Bundesbahn sind jedoch Freiset-
zungsmöglichkeiten durch tarifvertraglichen Kündigungs-
schutz eingeschränkt. 
Von den Wirtschaftszweigen mit überdurchschnittlichem 
Anteil älterer Sozialversicherungspflichtig Beschäftigter ist 
nur bei „Gebietskörperschaften“ ein nennenswerter 
Beschäftigungszuwachs zu erwarten (+ 16,9%). Laut Pro-
gnos wird in diesem Bereich, wie auch in anderen Dienst-
leistungszweigen eine Zunahme von Teilzeitarbeitsplätzen 
erwartet. In Verbindung mit tarifvertraglichen Beschäfti-
gungssicherungen bis hin zur Unkündbarkeit auch für 
Nicht-Beamte dürfte hier die Beschäftigungssituation für 
Ältere günstig bleiben. 
Bei „Chemie, Mineralölverarbeitung“ wird zwar bis zum 
Jahr 2010 mit einem geringen Beschäftigungszuwachs 
gerechnet, bis 2000 ist jedoch zunächst ein leichter Abbau 
zu erwarten. Bei einem hohen Anteil Älterer (25,5%) 
werden derzeit auch von einigen Großbetrieben der Che- 

mischen Industrie Vorruhestandsangebote für Mitarbeiter 
ab 55 Jahren gemacht. 
Zusammenfassend wird deutlich, daß im Jahr 1991 ältere 
Beschäftigte ab 50 Jahre gerade in den Wirtschaftszweigen 
unterrepräsentiert waren, in denen sehr gute Beschäfti-
gungsperspektiven bestehen, d. h. vorwiegend im Dienst-
leistungssektor. Dagegen waren sie in Branchen überreprä-
sentiert, in denen besonders starke Arbeitsplatzverluste zu 
befürchten sind, d.h. vorwiegend im Verarbeitenden 
Gewerbe. Die stark wachsenden Wirtschaftszweige 
beschäftigen 17,9% aller Arbeitnehmer, aber nur 14,3% 
der Älteren ab 50 Jahre. In den stark schrumpfenden 
Wirtschaftszweigen waren 21,4% aller Arbeitnehmer, aber 
23,2% der Älteren tätig. 
Die Verteilung der 40- bis 49jährigen Sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitnehmer auf Wirtschaftszweige mit positi-
ven/negativen Entwicklungsperspektiven weicht weniger 
vom Durchschnitt für alle Beschäftigten ab. Arbeitneh-
mern dieser Altersgruppe könnte es auch in Zukunft noch 
leichter gelingen, in Branchen mit günstigerer Beschäfti-
gungssituation zu wechseln. 
Wie erwähnt, arbeiten rd. 70% der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten im Alter ab 50 und von 40 bis 49 
Jahren in Klein- und Mittelbetrieben. Gerade Betriebe 
dieser Größenordnung könnten in Zukunft zunehmend auf 
ältere Mitarbeiter angewiesen sein. In Zeiten des Nach-
wuchsmangels erhalten sie womöglich nicht mehr die benö-
tigten jungen Arbeitskräfte, wenn sie in Konkurrenz mit 
größeren Betrieben weniger attraktive Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze bieten können. Auf eine solche Situation 
deutet vielleicht schon hin, daß in den 80er Jahren die Zahl 
Auszubildender in größeren und großen Betrieben wuchs, 
in Klein- und Mittelbetrieben dagegen zurückging, und daß 
Großbetriebe geringer qualifizierte Arbeitsplätze zum gro-
ßen Teil mit ausgebildeten jungen Arbeitskräften besetzen. 
Klein- und Mittelbetriebe werden wahrscheinlich in 
Zukunft weit mehr als bisher vor der Aufgabe stehen, die 
Qualifikation des vorhandenen Personals, auch älterer Mit-
arbeiter durch Bildungsmaßnahmen zu erhalten und stei-
genden Anforderungen anzupassen. 

Gerade Arbeitsplätze mit einfachen Tätigkeiten werden 
heute vielfach zu Umsetzungsarbeitsplätzen für leistungs-
geminderte ältere Arbeitnehmer. Diese Möglichkeit der 
Weiterbeschäftigung könnte jedoch künftig stark einge-
schränkt werden, wenn der Anteil der einfachen Arbeits-
plätze schrumpft. Immerhin wird nach den IAB/Prognos-
Projektionen der Arbeitslandschaft bis 2010 angenommen, 
daß vom Anforderungsniveau her der Anteil höherqualifi-
zierter Tätigkeiten von 28% im Jahr 1985 auf 40% im Jahr 
2010 ansteigen wird, der Anteil der einfachen oder Hilfstä-
tigkeiten dagegen von 27% auf 17% stark sinken wird 
(Prognos AG 1989). 
Wenn auch der größte Teil der heute Älteren eine berufli-
che Ausbildung vorzuweisen hat bzw. eine qualifizierte 
Tätigkeit ausübt, so können doch berufliche Kenntnisse 
und Fertigkeiten zukünftig immer rascher entwertet wer-
den durch Innovationen, Rationalisierung und Organisa-
tionsänderung im Betrieb, vor allem bei bislang einseitiger 
arbeitsplatzbezogener Beanspruchung. Bei der gegenwärti-
gen Dringlichkeit eines raschen Strukturwandels der Wirt-
schaft könnten diese Aspekte mehr ins Gewicht fallen als 
ein verringertes Leistungsvermögen Älterer. Für Arbeit-
nehmer, die nicht durch entsprechende Weiterbildung „up-
to-date“ geblieben sind, wird in Zukunft die Gefahr der 
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Dequalifizierung oder der strukturellen Arbeitslosigkeit 
immer größer werden (Klauder 1989). 

6 Mögliche Auswirkungen der Rentenreform 1992 
Wenn die heute 40- bis 49jährigen Arbeitnehmer ins Ruhe-
standsalter kommen, werden sie veränderte rentenrechtli-
che Bedingungen vorfinden. Das Rentenreformgesetz 1992 
(vom 18. 12. 1989) sieht ab 2001 die stufenweise Heraufset-
zung der verschiedenen Altersgrenzen auf 65 Jahre vor; 
und zwar bis zum Dezember 2006 für das flexible Altersru-
hegeld ab 63 Jahre und bis zum Dezember 2012 für die 
vorzeitigen Altersrenten wegen Arbeitslosigkeit sowie für 
Frauen ab 60 Jahre. Die Altersgrenze von 60 Jahren für das 
vorgezogene Ruhegeld bei Schwerbehinderung, Berufs-
oder Erwerbsunfähigkeit wird nicht angehoben. Die vor-
zeitige Inanspruchnahme ist weiterhin möglich (nach der 
Übergangszeit frühestens mit 62 Jahren), sie ist jedoch von 
2001 an mit Rentenabschlägen von 0,3% pro Monat ver-
bunden (d. h. für maximal drei Jahre 10,8%). 
Wer über das 65. Lebensjahr hinaus arbeitet, d.h. seinen 
Rentenanspruch nicht oder nur als Teilrente wahrnimmt, 
erwirbt mit jedem Monat einen Zuschlag von 0,5% auf die 
nicht ausgezahlte Rente (bei Teilrente auf den nicht in 
Anspruch genommenen Betrag). 
Allerdings hat der einzelne Arbeitnehmer keinen generel-
len Anspruch auf Weiterbeschäftigung. In einigen Tarifbe-
reichen ist sogar vereinbart, daß mit Erreichen des 65. 
Lebensjahres das Arbeitsverhältnis ohne Kündigung endet 
(so z. B. im Bundesangestelltentarif, § 60 BAT und im 
Manteltarifvertrag für die Angestellten der Bundesanstalt 
für Arbeit, § 60 MTV). Um die Flexibilisierung der Alters-
grenze auch nach oben zu erleichtern, schränkt das Ren-
tenreformgesetz 1992 nunmehr ein, daß eine derartige 
Vereinbarung nur dann wirksam ist, wenn sie innerhalb der 
letzten drei Jahre vor Erfüllung eines Anspruchs auf 
Altersrente geschlossen oder vom Arbeitnehmer bestätigt 
wurde. Zudem wird bekräftigt, daß ein Anspruch auf 
Altersrente eine Kündigung nicht bedingen kann und ein 
Anspruch auf vorgezogene Altersrente nicht bei der sozia-
len Auswahl nach dem Kündigungsschutzgesetz berück-
sichtigt werden darf (§ 41 (4) SGB VI). Bislang haben 
Arbeitsgerichte nicht einheitlich entschieden, ob diese Ein-
schränkung nur einzelvertragliche oder auch kollektiv-
rechtliche Beendigungsklauseln erfaßt; eine Entscheidung 
von höchster Instanz steht noch aus.2 
Anzumerken bleibt schließlich, daß bereits seit 1973 bis 
1992 die Möglichkeit bestand, zum normalen Altersruhe-
geld ab 65 Jahren durch Weiterarbeit versicherungsmathe-
matische Zuschläge zu erwerben (allerdings begrenzt auf 
zwei Jahre, § 1254 (l a) RVO). Sie wurde jedoch nur in 
geringem Ausmaß, zudem kaum über das 66. Lebensjahr 
hinaus genutzt (zwischen 1973 und 1991 nur rd. 24,6 Tsd. 
Rentenzugänge für „hinausgeschobenes Altersruhegeld“). 
Zwei absehbare Entwicklungen führen zu unterschiedli-
cher Beurteilung der stufenweisen Anhebung des Renten-
alters von 2001 an: Für die Anhebung sprechen die Auswir-
kungen der geburtenschwächeren Nachwuchsjahrgänge auf 
den Arbeitsmarkt. Schon bis zum Jahr 2000 könnte es nach 

zwei Projektionsvarianten des IAB in Westdeutschland fast 
3 Millionen weniger jüngere Erwerbspersonen unter 30 
Jahren geben als 1990 (Thon 1991). Gegen die Anhebung 
spricht die Befürchtung, daß auch noch nach der Jahrtau-
sendwende mit relativ hoher Arbeitslosigkeit gerechnet 
werden muß (IAB 1992; Prognos AG, 1993). Um nach 
Möglichkeit die aktuelle Entwicklung zu berücksichtigen, 
bestimmt das Rentenreformgesetz, von 1997 an im jährli-
chen Rentenversicherungsbericht darzustellen, „wie sich 
die im Jahre 2001 beginnende Anhebung der Altersgrenzen 
voraussichtlich auf die Arbeitsmarktlage, die Finanzlage 
der Rentenversicherung und andere öffentliche Haushalte 
auswirkt.“ (RRG 1992, § 154 (2)). 

Welche Auswirkung könnte die stufenweise Anhebung der 
Altersgrenzen für den Ruhegeldbezug auf die Erwerbsbe-
teiligung der älteren Arbeitnehmer haben? In der Über-
gangszeit zwischen 2001 und 2013 wird sicherlich ein gewis-
ser Teil der Älteren dem vorzeitigen Rentenbeginn trotz 
Abschlägen den Vorzug geben, soweit die finanziellen 
Einbußen nicht zu einschneidend sind. In diesem Zusam-
menhang ist darauf hinzuweisen, daß das Geldvermögen in 
der Bundesrepublik heute rund 3,5 Billionen DM beträgt 
und jährlich ca. 100 Milliarden DM vererbt werden. Dieses 
Privatvermögen dürfte in Zukunft zunehmend auch zur 
Finanzierung des Ruhestandes herangezogen werden. 

Ein anderer Teil älterer Arbeitnehmer wird aber vielleicht 
nicht bereit und auch nicht in der Lage sein, die Rentenab-
schläge zu kompensieren. Ergebnisse einer im Herbst 1992 
für das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 
durchgeführten Befragung von 2600 Personen im Alter von 
50 bis unter 70 Jahren (überwiegend Erwerbstätige) kön-
nen Hinweise dazu geben: Danach erwarteten immerhin 
8% der Erwerbstätigen finanzielle Probleme beim Über-
gang in den Ruhestand, 57% eine Verschlechterung ihrer 
finanziellen Situation. Dementsprechend äußerte sich die 
Hälfte der Erwerbstätigen grundsätzlich positiv zur „Auf-
nahme einer nachberuflichen, erwerbsmäßigen Arbeit“ 
(57% der Geringverdiener). Vier Fünftel nannten als Moti-
vation dafür „Geld reicht nicht“ (Warnken 1993). 
In den IAB-Szenarien zur Entwicklung des Erwerbsperso-
nenpotentials wird insgesamt davon ausgegangen, daß auf-
grund der Altersgrenzenänderung bei ungünstigeren 
Bedingungen für den vorzeitigen Rentenbezug die 
Erwerbsbeteiligung Älterer nach 2000 wieder zunehmen 
könnte. Zur Schätzung der Potentialauswirkung wurde 
daher unterstellt, daß z.B. bei den 60- bis 65jährigen 
Männern (Deutsche) die Erwerbsquote zwischen 2000 und 
2010 von 49% auf 70% steigen könnte, d. h. auf das 
durchschnittliche Niveau der Jahre vor 1973 (Thon 1991). 
Nach dem Jahr 2010 ist zusätzlich zu berücksichtigen, daß 
das Erwerbspersonenpotential insgesamt abnehmen wird. 
Dies könnte zu einer Entlastung des Arbeitsmarktes beitra-
gen und damit auch die Chancen Älterer verbessern. 
Inwieweit die Beschäftigung Älterer über das 60. Lebens-
jahr hinaus tatsächlich wieder ansteigt, wird von der künfti-
gen Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs abhängen, die 
heute nur schwer einzuschätzen ist. Nach den Prognos-
Projektionen könnte der Arbeitskräftebedarf bis 2010 im 
Durchschnitt leicht ansteigen (s. Ziff. 5). Wirtschafts-
wachstum und Beschäftigung werden sich jedenfalls um so 
positiver entwickeln, je offensiver Wirtschaft und Gesell-
schaft den heutigen Herausforderungen begegnen (neue 
Technologien, Umweltschutz, Internationalisierung des 
Wirtschaftens, um drei der bedeutendsten zu nennen) und 

 2 Inzwischen hat das Bundesarbeitsgericht am 20. 10. 1993 (nach Redak-
tionsschluß für MittAB 3) entschieden, daß tarifvertraglich festgeschrie-
bene Altersgrenzen für die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses wegen 
Verstoßes gegen § 41 Abs. 4 S. 3 SGB VI unwirksam sind.
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je rascher der notwendige Strukturwandel bewältigt wird 
(Klauder 1992). 
Eine Anhebung der Altersgrenze für den Ruhestandsbe-
ginn bei ungünstiger Arbeitsmarktlage würde die oben 
beschriebene „Übergangsphase“ für Ältere verlängern. Es 
blieben also weiterhin die Alternativen: Arbeitslosigkeit, 
erneut vermehrte Inanspruchnahme der altersunabhängi-
gen Erwerbsunfähigkeitsrente, weiterhin Vorrente über 
Sozialpläne (soweit Unternehmen dies finanzieren kön-
nen). Dabei würde das Sozialversicherungssystem insge-
samt nicht entlastet, es fände lediglich eine teilweise Ver-
schiebung auf andere Bereiche statt. Auch das Ziel, durch 
verlängerte Lebensarbeitszeit und Beitragszeiten die Ren-
tenfinanzierung zu sichern, würde verfehlt werden. 

7 Folgerungen für die Beschäftigungssicherung Älterer 
Mit dem Rentenreformgesetz 1992 wird ein erster Schritt 
gemacht, den Anreiz zum frühen Ruhestand abzuschwä-
chen und die Lebensarbeitszeit wieder zu verlängern. 
Außerdem schafft das Gesetz Rahmenbedingungen für 
eine Flexibilisierung des Rentenalters – auch nach oben -
und fördert durch die Teilrente den gleitenden Übergang, 
wie es all den Arbeitnehmern entgegenkommt, die über die 
„Normal-Altersgrenze“ hinaus aktiv sein wollen. 
Allerdings ist das Gesetz nur an die Arbeitnehmer gerich-
tet. Sollte mit Anhebung der Altersgrenze vom Jahr 2001 
an Berufstätigkeit sowohl für die bis zu 65jährigen Arbeit-
nehmer als auch für die Betriebe attraktiv und produktiv 
gestaltet werden, so wären heute schon entsprechende 
Maßnahmen zu planen, von denen die wichtigsten hier 
angesprochen werden sollen: 
1. Kontinuierliche    berufliche    Fortbildungsmaßnahmen 
zum Erhalt und zur Anpassung der Qualifikation müßten 
mehr als bisher üblich Ältere, d. h. heute schon die 40- bis 
49jährigen, einbeziehen. Derartige Maßnahmen könnten 
auch   dem   Ausgleich   eventueller   Ausbildungsdefizite 
gegenüber den nachrückenden Altersgruppen dienen. 
Im Hinblick auf die Beschäftigung Älterer nach 2010 sind 
auch für die Jüngeren heute schon entsprechende Konse-
quenzen zu ziehen. Bereitschaft und Fähigkeit zur Weiter-
bildung hängen nicht zuletzt von Niveau und Art der 
Erstausbildung ab sowie von der Gewöhnung an lebenslan-
ges Lernen (Klauder, 1980, vgl. auch Hofbauer 1988). 
2. Um die Inanspruchnahme der Teilrente zu fördern, 
müßte ein ausreichendes Angebot an attraktiven Teilzeit-
arbeitsplätzen geschaffen werden, d.h. Arbeitsplätze, die 
nicht Ansehensverlust im Betrieb oder berufliche Herab-
stufung bedeuten und angemessenen Verdienst gewähren. 
Der Mangel an solchen Arbeitsplätzen sowie die günstigen 
Rentenübergangsbedingungen tragen wohl dazu bei, daß 
tarifliche oder betriebliche Teilzeitregelungen für Ältere 
bislang wenig in Anspruch genommen werden. Auch die 
Förderung durch das Altersteilzeitgesetz zeigte kaum Ein-
fluß: Während der gesamten Geltungsdauer von 1989 bis 
1992 wurden nur 787 Leistungsanträge bei der Bundesan-
stalt für Arbeit gestellt. Die meisten Betroffenen bevorzu-
gen noch immer ein vollständiges Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben. Bei Männern ist ohnedies die Teilzeitquote 
bisher außerordentlich niedrig (knapp unter 3% aller 
männlichen Arbeitnehmer, s. IAB 1992). In Zukunft 
könnten jedoch die weniger günstigen Bedingungen für den 

Rentenbezug das Interesse Älterer an Teilzeitarbeit und 
Zuverdienst zur Teilrente verstärken. 

Ein Teil der älteren Arbeitnehmer würde sicher einen 
„gleitenden Ruhestand“ dem abrupten Wechsel vom 
Berufsstreß zum Rentnerdasein vorziehen. Das Teilrenten-
modell fördert tendenziell den „gleitenden Ruhestand“ 
vom 62. Lebensjahr an durch Beseitigung finanzieller Hin-
dernisse. Das Einkommen aus Teilzeitarbeit und Teilrente 
dürfte höher sein als vorgezogenes Ruhegeld mit Abschlä-
gen, auch ohne Ausgleichszahlungen des Arbeitgebers. 
Dazu kommen die von Sozialwissenschaftlern genannten 
Vorteile: verminderte berufliche Belastungen, mehr Zeit-
autonomie, bessere psychische Anpassung an das Leben 
nach der Berufstätigkeit. Manche gesundheitlich beein-
trächtigte Arbeitnehmer könnten dann ihre verbliebene 
Leistungsfähigkeit auf einem Teilzeitarbeitsplatz einsetzen, 
statt mit Erwerbsunfähigkeitsrente vollständig aus dem 
Berufsleben auszuscheiden (Naegele 1992). 

3. Große Bedeutung kommt einer aktiven Arbeitsmarkt-
politik zu. Die im Arbeitsförderungsgesetz vorgesehenen 
Instrumente – Förderung der Fortbildung, Umschulung 
und Einarbeitung, individuell und institutionell – müßten 
noch ausgebaut werden unter verstärkter Einbeziehung 
älterer Arbeitnehmer. Klein- und Mittelbetriebe werden 
wahrscheinlich mehr als größere Unternehmen Schwierig-
keiten haben, langfristige Personalplanung und Weiterbil-
dungsmaßnahmen organisatorisch und finanziell zu bewäl-
tigen. Da hier jedoch rd. 70% der Arbeitnehmer ab 40 
Jahren beschäftigt sind (siehe Bild 2) und bei Nachwuchs-
mangel die Gewinnung junger Arbeitskräfte für kleinere 
Betriebe möglicherweise schwieriger sein wird, wäre an die 
Förderung überbetrieblicher Einrichtungen zu denken. 

Grundsätzlich wären derartige Maßnahmen langfristig zu 
planen und heute schon einzuleiten, um im nächsten Jahr-
tausend tatsächlich eine produktive Erwerbstätigkeit Älte-
rer über das 60. Lebensjahr hinaus (und ihren Beitrag zur 
Rentenfinanzierung) zu sichern. 

Den Unternehmen, denen dabei eine Schlüsselposition 
zukommt, stellt sich allerdings das Problem, daß sich kurz-
und langfristige betriebliche Interessen überschneiden. 

Langfristig wäre es im Hinblick auf die demographische 
Entwicklung (Nachwuchsmangel) richtig, das im Betrieb 
verfügbare Humankapital in Abstimmung mit der Unter-
nehmensentwicklung kontinuierlich zu verbessern, und das 
(aktualisierte) Fachwissen der älteren Mitarbeiter mög-
lichst lange zu nutzen. Kurz- und mittelfristig ist jedoch die 
allgemeine Beschäftigungssituation mit ungünstigen Per-
spektiven in West- wie Ostdeutschland bestimmend, d. h. 
zumindest bis zum Jahr 2000 werden wohl personelle 
Anpassungen in Unternehmen bevorzugt über die frühzei-
tige Ausgliederung Älterer (heute die Altersgruppe ab 50 
Jahre) erfolgen. 

Dies könnte allerdings dazu verleiten, den Zeitpunkt für 
den Beginn von Weiterbildungsmaßnahmen für die zukünf-
tigen älteren Mitarbeiter noch als hinausschiebbar erschei-
nen zu lassen. Damit würde aber eine eher abwartende 
Haltung erzeugt statt intensiver und kreativer Vorsorge. 
Da nun aber die Weiterbildungsbereitschaft und -fähigkeit 
auch vom bisherigen Aus- und Weiterbildungsniveau 
abhängt, besteht die Gefahr, daß kurzfristig rationelle Ent-
scheidungen sich mittel- und langfristig rächen. 
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noch Tabelle 5: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte am 30. 6. 1991 nach Stellung im Beruf, Ausbildung und Altersgruppen, 
Beschäftigte insgesamt 
- je Altersgruppe Anteile % (Zeilenprozente) nach Ausbildungsstufen - 
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Tabelle 6: Prognos-Projektion der Erwerbstätigen 1991/2010 nach Wirtschaftszweigen und Anteile älterer Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigter in den Wirtschaftszweigen 1991 (Westdeutschland) 
- Rangfolge der Wirtschaftszweige nach dem prozentualen Zuwachs 1991/2010 - 
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